
Grunddaten des Antrags

Gemeinde- und Verfahrensdaten

Gemeindenummer: 50336

Gemeindename: Strobl

Bereichsbezeichnung: Liegenschaft Georg Laimer - Althausbauer

Betroffene Grundeigentümer: Georg Laimer

Teilabänderungsnummer

Verfahrensart: vereinf. Verfahren ohne UEP & UP

Antrag auf: Vorbegutachtung

Aktenzahl der Gemeinde

BearbeiterIn: Christian Zopf

Bearbeitung - Ortsplanung

AuftragnehmerIn: DI Günther Poppinger

Geschäftszahl des/r OrtsplanerIn: 35/1807

ProjektleiterIn: DI Günther Poppinger

SachbearbeiterIn

Bearbeitung -  Abteilung 10

Juristische/r SachbearbeiterIn: Mag. Yvonne Koller

Technische/r SachbearbeiterIn: Mag. Renate Steinmann

Schriftliche Stellungnahme des Landes

Antragsteil 'Grunddaten des Antrags' unterschrieben am 17.10.2018 von Christian Zopf
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Verfahrensablauf 09

Voraussetzung:

Öffentlichkeitsarbeit

Nutzungserklärung(en)

Verfahrenszeitpunkte und -schritte im Rahmen von Vorbegutachtung
(und Umwelterheblichkeitsprüfung)

Antrag auf Vorbegutachtung: 17.10.2018

Vorweggenehmigung bzw. Vorwegkenntnisnahme

Kundmachung der Verordnung der Teilabänderung oder der
Freigabe (allenfalls einschließlich Bebauungsplan)

Kundmachungszeitraum

von:

bis:

Rechtswirksamkeit der Teilabänderung bzw. der Freigabe (allenfalls einschließlich
Bebauungsplan)

Antragsteil 'Verfahrensablauf 09' unterschrieben am 17.10.2018 von Christian Zopf
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Verfahrensablauf 18

Voraussetzung:

Verfahrenszeitpunkte und -schritte im Rahmen von
Vorbegutachtung (und Umwelterheblichkeitsprüfung)

Antrag auf Vorbegutachtung: 17.10.2018

Vorweggenehmigung bzw. Vorwegkenntnisnahme

Antragsteil 'Verfahrensablauf 18' unterschrieben am 17.10.2018 von Christian Zopf
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Verfahrensgegenstand 18
Veranlassung

Im Jahr 2007 wurde im Bereich Zentrum Ost eine größere Fläche als Wohngebiet
ausgewiesen. Die Fläche ist zum Teil bebaut bzw. zur Gänze verkauft, nunmehr sollen zwei
weitere Grundstücke ausgewiesen werden.
Der Standort liegt zentrumsnah und ist im REK für eine bauliche Entwicklung vorgesehen.
Aus diesem Grunde soll der Flächenwidmungsplan abgeändert werden.

Datum der TAÄ-Anregung

Anregung zur TAÄ (Schreiben): Uploaded File: Georg Laimer_Ansuchen 280518.pdf;

Lage der verfahrensgegenständlichen Fläche

Die Flächen befinden sich am Ortsrand unweit nördlich des Busbahnhofes. Die
großräumliche Lage ist auch dem beiliegenden Übersichtsplan zu entnehmen.

Übersichtsplan

Grundstücke

Gst. Nr KG Nr. KG Name

26/1 56108 Strobl

Aktive Bodenpolitik

Wurden Maßnahmen gesetzt?
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Wenn ja - welche?

Wenn nein - Begründung?

Mappenblattnummer(n)

Mappenblattnummer(n): 4729-5002_06

Widmungsänderungen

Umwidmung von

Fläche
[m²]

Wid-
mungs-
kate-
gorie

1496 GLG

Prüfliste Befristung

(1.) Handelt es sich um eine Ausweisung von Grünland oder Verkehrsfläche zu
Bauland (Baulandwidmungen § 5 Z3)?

(2.) Handelt es sich um eine unbebaute Fläche?

(3.) Handelt es sich um eine selbständig bebaubare Fläche?

Teilfläche Frage 1 Frage 2 Frage 3

J J J

Umwidmung in

TLF Fläche
[m²]

Wid-
mungs-
kate-
gorie

Folge-
wid-
mung

1496 EW Kennzeichnung: J GLG

Gesamtfläche der Abänderung [ m²]: 1496

Erforderliche Erläuterungen zur Umwidmung

Befristung

Dauer der Befristung bei HG, BG, SF in Jahren:

Antragsteil 'Verfahrensgegenstand 18' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Umweltrelevanz

Schwellenwertprüfung

Fläche der umweltrelevanten Änderungen je Kategorie [m²]: 1496

[m²]

Summe der zusätzlich für die Schwellenwertbeurteilung relevanten Flächen in m²
(Kumulationsregel): 4302

[m²]

Gesamtausmaß der gemäß ROG relevanten Flächen [m²]: 5798

[m²]

Lage der Änderungsfläche in einem Schutzgebiet: Nein

Ergebnis der Schwellenwertprüfung

Schwellenwertüberschreitung liegt vor: Nein

Schwellenwerte gemäß SUP Verordnung: 5ha

Allfällige Begründungen oder Erläuterungen

Ausschlusskriterienprüfung

A: Umweltprüfung bereits vorhanden: Nein

B: Anpassung an gegebene Struktur- und Nutzungsverhältnisse: Nein

C: Offensichtlich keine nachteiligen Umweltauswirkungen: Nein

D: Kleinräumige Erweiterung, Arrondierung oder  Fortschreibung: Nein

Begründung zur Anwendung eines Ausschlusskriteriums

Es handelt sich gegenständlich um eine verhältnismäßig kleine Fläche, die im Anschluss an
gewidmetes und bebautes Bauland ausgewiesen wird.
Im Jahr 2007 wurde bei der Erstumwidmung aufgrund der Flächengröße (damals wurden
gut 11.000m² umgewidmet) eine Umwelterheblichkeitsprüfung durchgeführt. Diese erbrachte
25 Bewertungspunkte, damals wurden „gegebene“ Auswirkungen auf das Sachgebiet
Landschaftsstruktur und Landschaftsbild geortet, weiters auf das Sachgebiet Lebensräume
und Biotope (Hecke am Ostrand).
Alle übrigen Sachgebiete wurden mit „nicht gegeben“ oder „gering gegeben“ bewertet.
Aufgrund der geringen Größenordnung wird aktuell keine Auswirkung auf das Sachgebiet
Landschaftsstruktur und -bild gegeben sein, auch ist ein Biotop nunmehr nicht berührt. Es ist
daher davon auszugehen, dass diese kleinräumige Erweiterung keine wesentlichen
Auswirkungen auf die Umwelt hat.
Es kann demgemäß das Ausschlusskriterium D in Anwendung gebracht und auf die weitere
Prüfung vom Umweltauswirkungen verzichtet werden.

Verträglichkeitsabschätzung bei Europaschutzgebieten

Änderungsfläche befindet sich innerhalb oder in der Nähe eines
Europaschutzgebietes: Nein

Verträglichkeit gegeben - es sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten

Begründung - warum eine/keine Naturverträglichkeit vorliegt
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Ergebnis der Vorbeurteilung der Umweltrelevanz

Als Ergebnis der Vorbeurteilung ist festzustellen

Eine Umwelterheblichkeitsprüfung ist erforderlich: Nein

Eine Umweltprüfung ist erforderlich: Nein

Eine FFH - Naturverträglichkeitsprüfung ist erforderlich: Nein

Allfällige ergänzende Aussagen zur Prüfung der Umweltrelevanz

Im Umfeld der Umwidmungsfläche ist im nordöstlichen Anschluss noch eine Einzelfläche,
die eine Baulücke darstellt, noch unbebaut, im Westen und Süden (allerdings nicht
unmittelbar angrenzend) sind weitere Grundflächen unbebaut.
Es ergeben sind in Kumulation fünf zusätzlich unbebaute Grundstücke mit einem Ausmaß
von ca. 4.300m².

Nachdem die nordöstlich angrenzende Fläche eine Baulücke darstellt und die übrigen vier
Parzellen nicht unmittelbar an die Neuausweisungsfläche angrenzen, wer-den sich aus der
Zusammenrechnung keine besonderen Auswirkungen ergeben bzw. insbesondere keine
Anforderung im Hinblick auf die Durchführung einer UEP.

Antragsteil 'Umweltrelevanz' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Planungsgrundlagen

Gesetzliche Grundlagen

Raumordnungsgesetz 2009

Raumordnungsziele und -grundsätze siehe §2.

Aussagen der überörtlichen Raumplanung

Landesentwicklungsprogramm, Sachprogramme

Das LEP ist eine landesweit geltende Grundlage der Raumordnung und konkretisiert die
Ziele und Grundsätze des ROGs.
Siehe dazu LEP Kapitel 5 „Ziele und Maßnahmen zur Ordnung und Entwicklung der
Landesstruktur“.

Sachprogramm Standortentwicklung für Wohnen und Arbeiten im Salzburger Zentralraum:
Verordnung der Salzburger Landesregierung vom 26. 1. 2009, Landesgesetzblatt Nr.
13/2009, in Kraft getreten am 1. 3. 2009:
Eingangs enthält dieses Sachprogramm Leitbilder für die Siedlungsentwicklung im
Zentralraum. Die Siedlungsentwicklung soll im Wesentlichen den Prinzipien

•	der dezentralen Konzentration,
•	der Orientierung der Siedlungsentwicklung am öffentlichen Verkehr und
•	des haushälterischen Umgangs mit Grund und Boden

nach den folgenden Leitbildern folgen:

•	Polyzentrisches Strukturmodell zur Stärkung ausgewählter Entwicklungsstandorte und -
achsen (dezentrale Konzentration).
•	Wohnen und Arbeiten (Erwerbs- und Versorgungsarbeit) in einer Region der kurzen Wege.
•	Konzentration und Verdichtung der Siedlungsentwicklung entlang des leistungsfähigen
öffentlichen Verkehrs.
•	Sicherung bedarfsgerechter Standorte für Erwerbsmöglichkeiten.
•	Förderung von Formen der Kooperation im Zentralraum anstelle von Konkurrenz unter den
Gemeinden.

Regionalprogramm
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Räumliches Entwicklungskonzept (REK)

REK - Textliche Aussagen - Ziele und Maßnahmen

Schon der Plandarstellung ist auf Grund von zwei hier eingetragenen Pfeilsymbolen die
Absicht einer Entwicklung für Wohnzwecke abzulesen.
Im südlichen Anschluss an den südlichen Teil der Umwidmungsfläche ist ein Symbol für
einen geplanten Nahversorger eingetragen.

Dem Schriftteil sind zu dieser Umwidmung folgende relevante Festlegungen zu entnehmen
(es handelt sich hier um die Erweiterung der Wohnstandorte mit den laufenden Nummern 19
und 20).

Dazu finden sich auf Seite 63 des Schriftteiles folgende Festlegungen:
W19:
Hier kann die größere, lediglich mit einem Einzelobjekt bebaute Fläche, aufgefüllt werden.
Ein Freihalteerfordernis liegt hier nicht vor, da es sich hier um keinen villenartigen
Baubestand handelt.
Weiters kann dann dieser Standort größerflächig Richtung Osten erweitert werden, wobei
dies aber mit einer Verkehrsspange, die eine Verbindung Richtung Norden zur Wirerstraße
herstellen soll, abzustimmen ist. Diese Verkehrsspange ist dann weiter südlich im Bereich
des Busbahnhofes wieder ans Straßennetz anzubinden (Näheres siehe auch dazu im
Kapitel Verkehr). Bei der gegenständlichen Erweiterungsfläche können auch durchaus
dichtere Bauformen zur Anwendung kommen.

Im Kapitel Naturraum sind Zielsetzungen für verschiedene Siedlungsentwicklungsbereiche
festgelegt. Auf Seite 50 heißt es dort zum Ortszentrum von Strobl wie folgt:

•	Gegliederte Entwicklung nach außen
•	Innere Entwicklung unter Erhaltung des charakteristischen Ortsbildes, das von
Gründerzeitvillen mit alten Parkflächen und Alleen oder alleeartigen Strukturen geprägt wird
•	Keine Ortsausdehnung in Richtung Blinklingmoos

REK - Planausschnitte
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Angrenzende Widmungen

Die Umwidmungsfläche grenzt im Norden zweiseitig an Bauland, im Westen nach einer
Verkehrsfläche ebenfalls an gewidmetes Bauland.
Die flächenwidmungsmäßigen Gegebenheiten sind auch dem beiliegenden FWPL-
Ausschnitt zu entnehmen.

FWP-Ausschnitt

Antragsteil 'Planungsgrundlagen' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther

Seite 10 von 418.11.2018



Kennzeichnungen und Kenntlichmachungen
Die Teilabänderungsfläche ist von Kennzeichnungen oder Kenntlichmachungen
betroffen: Nein

Naturschutz

Beschränkung vorhanden

Beschreibung

Wasserwirtschaft

Beschränkung vorhanden

Beschreibung

Wildbach und Lawinenverbauung

Beschränkung vorhanden

Beschreibung

Geologie

Beschränkung vorhanden

Beschreibung

Wald

Beschränkung vorhanden

Beschreibung

Lärm

Beschränkung vorhanden

Beschreibung

div. Bauverbotsbereiche

Beschränkung vorhanden

Beschreibung
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Altlasten und Verdachtsflächen

Prüffläche im Umkreis von 50 m oder Überschneidung

Beschreibung

Sonstige Kennzeichnungen und Kenntlichmachungen

Beschränkung vorhanden

Beschreibung

Behandlung der Stellungnahmen des Landes durch den/die OrtsplanerIn
(Vorbegutachtung)

Antragsteil 'Kennzeichnungen und Kenntlichmachungen' unterschrieben am 19.9.2018 von
Poppinger Günther
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Infrastrukturelle Erschließung
Infrastruktureinrichtungen erforderlich: Ja

Begründung, warum keine Infrastruktur erforderlich

Trinkwasserversorgung

Vorhanden: Ja

"Wasser" Formblatt für alle Nachweise beiliegend: Uploaded File:
Laimer_formWASSER.pdf;

Beschreibung

Die Wasserversorgung ist in diesem Bereich durch die WG Strobl gegeben.
Wie den Formblättern Wasser zu entnehmen ist, ist die Aufschließung in der an der
Umwidmungsfläche vorbeiführenden Straße gegeben, die Versorgung mit Trinkwasser ist
deshalb ohne weitere Erschließungsmaßnahmen möglich.

Abwasserentsorgung (Schmutz- und Oberflächenwässer)

Vorhanden: Ja

Beschreibung

Die Schmutzwässer werden hier durch den öffentlichen Kanal der Gemeinde Strobl entsorgt.
Der Kanal liegt in der unmittelbar an der Umwidmungsfläche vorbeiführenden Straße, die
Schmutzwasserentsorgung ist deshalb ohne zusätzliche Erschließungsmaßnahmen
möglich.

Die Oberflächenwässer werden durch einen Oberflächenwasserkanal entsorgt.
Wie die Formblätter Wasser zeigen, liegt der Oberflächenwasserkanal in der angrenzenden
Erschließungsstraße.

Verkehrserschließung

Vorhanden: Ja

"Verkehr" - Formblatt für alle Nachweise beiliegend: Uploaded File:
Laimer_formVERKEHR.pdf;

Beschreibung

Die Verkehrserschließung wird durch eine dem öffentlichen Verkehr dienende Privatstraße,
die unmittelbar westlich an die Umwidmungsfläche angrenzt, durchgeführt.

Die öffentliche Verkehrserschließung erfolgt durch den unweit südlich gelegenen
Busbahnhof. Die Entfernung dorthin beträgt ca. 150m.

Sonstige infrastrukturelle Erschließungen

Vorhanden: Ja

Beschreibung

Die Energieversorgung erfolgt durch das Leitungsnetz der Salzburg AG.
Sonstige Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtungen sind im nah gelegenen Ortskern
fußläufig erreichbar.
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Behandlung der allfälligen FD-Stellungnahmen durch den/die OrtsplanerIn
(Vorbegutachtung)

Antragsteil 'Infrastrukturelle Erschließung' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Landschaftsstruktur und -bild

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Die Umwidmungsfläche liegt am Rand der Zentrumsverbauung nicht in der freien
Landschaft, sondern im Anschluss an ein mehr oder weniger verbautes Gebiet.
Nördlich greift die Verbauung weiter Richtung Osten vor, sodass ein isoliertes Vorgreifen ins
Grünland nicht festzustellen ist.
Der östlich angrenzende Landschaftsraum ist als landwirtschaftliche Kulturlandschaft
anzusehen.

Antragsteil 'Landschaftsstruktur und -bild' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Vegetation und Tierwelt

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Der Großteil des Planungsgebiets wird von intensiv genutzter, mehrschüriger Fettwiese
eingenommen. Sie bildet keinen Lebensraum geschützter oder gefährdeter Pflanzenarten.
Aufgrund der weitgehend isolierten Lage zwischen geschlossenem Siedlungsgebiet und
übergeordneten Straßen im Süden und Osten sind für viele Tierarten die
Wandermöglichkeiten im Umfeld des Planungsgebiets stark eingeschränkt.

Antragsteil 'Vegetation und Tierwelt' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Erholungsnutzung und Grünflächen

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Die Umwidmungsfläche selbst stellt eine derzeit landwirtschaftlich genutzte Freifläche dar
und spielt daher direkt für Freizeit und Erholung keine Rolle. Durch das An-grenzen des
nördlichen Teiles an gewidmete Erholungsflächen ergibt sich aber hier ein gewisser Konnex
zum Bestand, vor allem des Umfeldes des hier unweit nordwestlich situierten Altenheimes.
Die Straße am Ostrand der bisherigen Baulandgrenze stellt derzeit auch noch eine
Fußwegverbindung dar.

Antragsteil 'Erholungsnutzung und Grünflächen' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger
Günther
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Lebensräume und Biotope inkl. Vernetzung

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Während bei der Erstumwidmung hier noch ein kartiertes Biotop zu verzeichnen war, ergibt
die Biotopabfrage nunmehr im Bereich der Umwidmungsfläche keinen relevanten Bestand.

Antragsteil 'Lebensräume und Biotope inkl. Vernetzung' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger
Günther
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Kulturgüter und Ortsbild

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Es wurden hier im Rahmen der Bestandsaufnahme im Umfeld der Umwidmungsfläche
einige wertvolle Objekte aufgenommen. Es handelt sich dabei am Westrand des nördlichen
Teils der Umwidmungsfläche um die Deutschvilla, die aus dem ersten Viertel des
zwanzigsten Jahrhunderts stammt. Nördlich grenzt die bereits erwähnte Villa Mimmi (Villa
Mark) an, ein Objekt, das mit 1897 datiert ist. Weiters liegt nordöstlich der
Umwidmungsfläche die Villa Daheim, datiert mit 1910.
Das Ortsbild ist hier geprägt im Norden von teils parkartigem Charakter, welcher die bereits
erwähnten Objekte umgibt. Im Norden reicht zeilenförmig eine vegetations-mäßig relativ gut
eingebundene Bebauungszeile bis hinaus zum Wirerhof.
In diesem Bereich findet sich eine Reihe von Vegetationsstrukturen, die das gesamte Gebiet
relativ gut in die Umgebung einbinden.
Im Süden dominiert dann der gebäudemäßige Bebauungsrand, die hier vorhandenen
Bauten sind in der Regel auch der jüngeren Vergangenheit zuzuordnen.

Antragsteil 'Kulturgüter und Ortsbild' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Geologie

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Die Umwidmungsfläche ist Bestandteil eines Bereiches, der dem Schwemmkegel des
Weißenbaches zuzuordnen ist. Es ist daher mit schottrigen Untergrundverhältnissen zu
rechnen. Dies wird auch durch die Bodenabfrage bestätigt.

Antragsteil 'Geologie' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Boden

Strukturuntersuchung

Unterlagen erläuternd zum Sachgebiet: Uploaded File:
eBOD+Bodenfunktionsbewertung.docx;

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Gemäß Bodenfunktionsbewertung sind hier höchste Wertigkeiten im Hinblick auf die
Produktionsfunktion und hohe Wertigkeiten auf die Reglerfunktion festzustellen.
Es werden daher im Bebauungsplan entsprechende Bodenschutzmaßnahmen festzulegen
sein.

Antragsteil 'Boden' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Land- und Forstwirtschaft

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Es gibt im Umfeld der Umwidmungsfläche nur noch einen aktiven Landwirtschaftsbetrieb,
das ist der östlich des südlichen Teils der Umwidmungsfläche gelegene Bauernhof des
Einschreiters Eisl, das so genannte Klinglergut.
Es ist der von der Umwidmungsfläche am nächst gelegenen Punkt gut 100m entfernt.

Antragsteil 'Land- und Forstwirtschaft' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Wasser- und Wasserwirtschaft

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Die Gegebenheiten der Ver- und Entsorgung sind im Kapitel „Infrastruktur“ näher dargestellt
bzw. auch in den Formblättern „Wasserwirtschaft“ dokumentiert.
Laut der Sagis-Abfrage „Wasser“ ist der gegenständliche Standort nicht von
wasserrechtlichen Festlegungen betroffen. Die auf den westlich angrenzenden Parzellen
eingetragenen Festlegungen betreffen Vertikalfilterbrunnen, diese liegen auf bebauten
Parzellen bzw. im Bauland und stellen keinen Hinderungsgrund für die gegenständliche
Umwidmung dar.
Fließgewässer sind von der Umwidmung nicht betroffen.

Antragsteil 'Wasser- und Wasserwirtschaft' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther

Seite 23 von 418.11.2018



Naturräumliche Gefährdungen

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Es gibt im Bereich der Umwidmungsfläche keinerlei naturräumliche Gefährdungen.

Antragsteil 'Naturräumliche Gefährdungen' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Lärm

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Die Umwidmungsfläche liegt bereits deutlich außerhalb des in der Bestandsaufnahme zum
REK, entlang der St. Wolfganger Landesstraße, eingetragenen Lärmverdachtsbereiches. Es
sind auch im Umfeld der Umwidmungsfläche keine sonstigen Lärmerreger vorhanden.

Antragsteil 'Lärm' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Luft

Strukturuntersuchung

Bestandserhebung und Wirkungsanalyse einer Umwidmung auf die erhobene
Struktur

Luftmäßige Vorbelastungen bestehen hier hauptsächlich aus der Gebäudebeheizung auf
Grund der Lage randlich zum Ortszentrum. Die Luftschadstoff emittierende
Hauptverbindung, die St. Wolfganger Landesstraße, liegt bereits in erheblicher Entfernung,
sodass hier Auswirkungen auszuschließen sind.
Sonstige relevante Luftemittenten sind hier nicht vorhanden.

Antragsteil 'Luft' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Sonstige Aussagen zur Umwidmung (Flächennutzung,
Bebauungsstruktur, etc.)
Weitere planungsrelevante Umstände: Uploaded File: NutzungFoto.pdf;

Beschreibung (Flächennutzung, Bebauungsstruktur, etc.)

Die Flächennutzung im Angrenzbereich ist geprägt von frei stehenden Einfamilienhäusern.
Das Gelände ist topographisch gesehen eben und stellt landwirtschaftlich genutzte
Wiesenflächen dar. Im Osten sind vereinzelte Vegetationsstrukturen vor-handen, weiter
südöstlich liegt auch noch ein landwirtschaftlicher Betrieb in deutlicher Entfernung zur
Umwidmungsfläche.
Die Gegebenheiten sind auch dem beiliegenden Foto zu entnehmen.

Behandlung der FD-Stellungnahmen aus der Vorbegutachtung durch den/die
OrtsplanerIn

Antragsteil 'Sonstige Aussagen zur Umwidmung (Flächennutzung, Bebauungsstruktur, etc.)'
unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Bebauungsplanung

Bebauungsplan der Grundstufe

Planfreistellung gem. ROG 2009: Nein

Begründung

Es ist hier noch ein größeres Entwicklungspotential vorgesehen, es kann deshalb keine
Planfreistellung erfolgen.
Es wurde seinerzeit auch für die Erstwidmung ein Bebauungsplan aufgestellt, der nunmehr
erweitert wird.

Reaktion des/der OrtsplanerIn auf die Stellungnahme des Landes (zur
Planfreistellung)

Bebauungsplan - Plandarstellung: Uploaded File: BPL_Zentrum-Ost_Änd2-780x420.pdf;

Bebauungsplan - Textteil: Uploaded File: BPL_Zentrum-Ost_Änd2-TB.pdf;

Anmerkungen zum Bebauungsplan - OrtsplanerIn

Reaktion des/der OrtsplanerIn auf die Stellungnahme des Landes (zum
Bebauungsplan)

Allenfalls Bebauungsplan der Aufbaustufe

Anmerkungen zum Bebauungsplan - OrtsplanerIn

Reaktion des/der OrtsplanerIn auf die Stellungnahme des Landes

Antragsteil 'Bebauungsplanung' unterschrieben am 16.10.2018 von Poppinger Günther
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Baulandbilanz
Ergebnis der Überprüfung der Baulandflächenbilanz

Der 10-Jahres Baulandbedarf ist gemäß gültigem REK mit 14,85ha festgelegt.
Gemäß der letzten Aktualisierung im Jänner 2018 (seither hat sich nichts Wesentliches
geändert) sind Wohnbaulandreserven im Ausmaß von 11,6ha (Baulücken nur zu einem
Drittel eingerechnet) vorhanden.
Die Umwidmung ist daher aufgrund der Baulandbilanz möglich.

Anmerkungen zur Baulandflächenbilanz

Allfällige Anmerkungen

Beilage: Baulandflächenbilanz im Detail: Uploaded File: Strobl Gesamtbilanz
Letztstand.pdf;

Reaktion des/r OrtsplanerIn auf die Stellungnahme der Abteilung 10

Baulandreserven

Baulandreserven Wohnen (in m²)

Baulandreserven Gewerbe (in m²)

Antragsteil 'Baulandbilanz' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Gutachten

Gutachten des/der OrtsplanerIn
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Würdigung der Übereinstimmung mit der überörtlichen Raumplanung

Salzburger Landesentwicklungsprogramm (LEP):
Ziele (und Maßnahmen) zur Ordnung und Entwicklung der Landesstruktur:

B1	Siedlungsentwicklung und Standortkriterien
-	Erhaltung bzw. Schaffung kompakter Siedlungen mit klar definierten Grenzen zum
Außenraum und haushälterische Nutzung von Grund und Boden.
Die Grenze der Siedlungsentwicklung liegt hier erst deutlich außerhalb der
Umwidmungsfläche, wo durch Vegetationsstrukturen ein entsprechender Abschluss zu
finden ist.
Hinsichtlich haushälterischer Nutzung von Grund und Boden wird ausgeführt, dass die
Grundstücksgrößen der hier bereits im Zuge des ersten Widmungsverfahrens definierten
Größenstruktur entsprechen.

-	Konzentration der Siedlungsentwicklung an geeigneten Standorten, möglichst im Bereich
leistungsfähiger ÖV-Systeme.
Die Fläche liegt am Rande des Ortszentrums in fußläufiger Entfernung und auch in
fußläufiger Entfernung zum unweit südlich gelegenen Busbahnhof.

-	Sicherung der Verfügbarkeit geeigneter Baulandflächen in ausreichendem Um-fang.
Die Gemeinde schließt grundsätzlich bei allen Neuwidmungen schon seit langer Zeit
entsprechende Vereinbarungen mit den betroffenen Grundeigentümern ab.

-	Schutz der Bevölkerung vor Umweltschäden, -gefährdungen und -belastungen.
Nicht betroffen.

-	Vermeidung von Nutzungskonflikten.
Nicht betroffen.

B2	Bebauung und Historische Zentren
-	Sicherstellung einer geordneten Siedlungsentwicklung unter Bedachtnahme auf einen
sparsamen Umgang mit Bauland und gezielte Verdichtung in den Ortszentren und
Siedlungsschwerpunkten.
Diese zentrumsnahe Entwicklungsfläche entspricht dem obigen Ziel.

-	Erhöhung der Funktionsvielfalt von Ortszentren und Siedlungsschwerpunkten.
Nicht betroffen.

-	Sicherung erhaltenswerter Bau- und Siedlungsstrukturen sowie von erhaltens-werten
Kulturgütern.
Nicht betroffen.

-	Erhaltenswerte historische Stadt- und Ortszentren sollen in ihrem Bestand geschützt und
maßvoll weiterentwickelt werden.
Nicht betroffen.
C1	Freiraumordnung, Naturschutz und Landschaftsentwicklung
-	Sicherung von erhaltenswerten Grün- und Freiraumstrukturen.
Nicht betroffen.

-	Sicherung ertragreicher und Erhaltung geschlossener landwirtschaftlicher Fluren.
Es werden hier landwirtschaftlich gute Böden in Anspruch genommen. Dies ist nur in
Abwägung mit der zentrumsnahen Lage und der hervorragenden Eignung der Flächen für
Bauzwecke argumentierbar.

-	Sicherung von Flächen (Lebensräumen) mit hohem ökologischen und/oder
landschaftsästhetischen Wert und Entwicklung von lebenswerten Räumen mit hoher
Biodiversität.
Nicht betroffen.
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C2	Naturräumliche Gefährdungen und Wasserwirtschaft
-	Absicherung des Dauersiedlungsraumes vor Naturgefahren unter Berücksichtigung des
Aspektes der Nachhaltigkeit.
Nicht betroffen.

-	Freihaltung der Abflussräume und Gewässernahbereiche von Nutzungen, die den Abfluss
und die ökologische Funktionsfähigkeit von Gewässern beeinträchti-gen.
Nicht betroffen.

-	Sicherung des Potentials von nutzbaren Trinkwasservorkommen und Erhaltung der
Reinheit der Gewässer.
Nicht betroffen.

D1	Standortsicherung und Betriebsansiedlung
-	Vordringliche Entwicklung von Betriebsstandorten dort, wo dies auf Grund der angestrebten
wirtschafts- und raumstrukturellen Zielen des Landes besonders notwendig ist.

-	Sicherung und Entwicklung von Betriebsstandorten mit überörtlicher Bedeutung an dafür
geeigneten Standorten unter Berücksichtigung des Bedarfs.

-	Verstärkung der regionalen und grenzüberschreitenden Zusammenarbeit insbesondere von
Gemeinden bei der Standortentwicklung.

-	Stärkung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von Gewerbe- und Industriebe-trieben
durch Sicherung ihrer Entwicklungsmöglichkeiten.
Alle Punkte nicht betroffen.

D2	Tourismus- und Freizeitwirtschaft
Ziele:
-	Die raumverträgliche Anpassung der Infrastruktur soll durch Maßnahmen der Raumplanung
unterstützt werden.

-	Die Qualitätsverbesserung im Tourismus soll im Rahmen der Standortentwicklung
unterstützt werden.

-	Die Sicherung der zeitgemäßen Weiterentwicklung von Tourismuseinrichtungen und -
betrieben soll gewährleistet werden.

-	Die Erreichbarkeit der Tourismusregionen soll insbesondere im öffentlichen
Personenverkehr verbessert werden.
Alle Punkte nicht betroffen.

Maßnahmen:
-	Die Neuansiedlung von Beherbergungsgroßbetrieben und größeren Tourismus- und
Freizeiteinrichtungen soll bevorzugt an infrastrukturell gut aufgeschlossenen Standorten in
regionaler Abstimmung erfolgen.

-	Flächen für Freizeiteinrichtungen sollen unter Bedachtnahme auf eine Minimierung der
Belastungen durch den Verkehr ausgewiesen werden.

-	Die Raumverträglichkeit größerer Projekt der Freizeitinfrastruktur, insbesondere Projekt zur
wesentlichen Erweiterung von Schigebieten und zur Errichtung von großflächigen
Golfanlagen soll geprüft werden.

-	An besonders geeigneten Standorten können Vorrang- oder Vorsorgeflächen für Tourismus
- und Freizeiteinrichtungen festgelegt werden.
Alle Punkte nicht betroffen.

D3	Ziele zur Land- und Forstwirtschaft
-	Erhaltung einer multifunktionalen und nachhaltigen Land- und Forstwirtschaft.
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Nicht betroffen.

-	Stärkung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe,
insbesondere im Bereich der landwirtschaftlichen Produktion zur Erhaltung eines hohen
Eigenversorgungsgrades des Landes
Nicht betroffen.

Maßnahmen:
-	Durch die Festlegung von Vorrang- oder Vorsorgeflächen sollen die für die Landwirtschaft
besonders geeigneten Flächen in ihrem Bestand gesichert wer-den.
Eine derartige Festlegung ist hier nicht vorhanden.

-	Maßnahmen, die eine erhöhte Wertschöpfung aus der Veredelung und Vermarktung land-
und forstwirtschaftlicher Produkte ermöglichen (z. B. Freihaltung entsprechender
Infrastrukturflächen) sollen gefördert werden.
Nicht betroffen.
-	Der landwirtschaftliche Zu- und Nebenerwerb soll zur Sicherung des Bestandes und der
Entwicklungsmöglichkeiten bäuerlicher Betriebe berücksichtigt werden.
Nicht betroffen.

D4	Rohstoffgewinnung
-	Sicherstellung der Versorgung mit mineralischen Rohstoffen.

-	Vermeidung von Nutzungskonflikten bei der Gewinnung und Verarbeitung mineralischer
Rohstoffe.
Beide nicht betroffen.

D5	Ziele zur Versorgungsinfrastruktur
-	Sicherstellung einer möglichst gleichwertigen Versorgung der Bevölkerung bei möglichst
geringer Abhängigkeit vom motorisierten Individualverkehr.

-	Sicherstellung der angestrebten zentralörtlichen Strukturen bei der Entwicklung und
Veränderung der Versorgungsstrukturen.
Beide nicht betroffen.

Maßnahmen:
-	Die Errichtung und Erweiterung von Versorgungseinrichtungen soll an der
Versorgungsfunktion der Standortgemeinde gemessen werden.

-	Die Bedeutung von Stadt- und Ortskernbereichen als Schwerpunkte für die Versorgung der
Bevölkerung soll erhalten werden.

-	Die Nutzung von Stadt- und Ortskernbereichen für die Versorgung der Bevölkerung soll
durch eine möglichst vielfältige Angebotsstruktur sichergestellt und gestärkt werden.

-	Zentralörtliche Standortbereiche gemäß Kapitel 2.3 können hinsichtlich ihrer
Versorgungsfunktion nur Standorte außerhalb des Orts- und Stadtkernbereiches im
jeweiligen Zentralen Ort der Stufe A oder A* gleichgestellt werden.

-	Die Gewährleistung der Nahversorgung mit Gütern des täglichen Bedarfes, ins-besondere
mit Lebens- und Genussmitteln, soll besondere Berücksichtigung finden.
Alle nicht betroffen.

E1	Technische Infrastruktur
-	Unterstützung einer nachhaltigen Entwicklung beim Ausbau der technischen Infrastruktur.

-	Reduktion des Energieverbrauchs durch Raumordnungsmaßnahmen.

-	Beiträge zur Aktivierung von Stoffkreislaufsystemen.

-	Sicherstellung von Standorten für alternative Energieformen.

Seite 33 von 418.11.2018



Alle nicht betroffen.

E2	Soziale Infrastruktur
-	Die absehbaren Veränderungen der demografischen Strukturen sollen bei
Planungsmaßnahmen berücksichtigt werden.

-	Die Wirtschaftlichkeit und Effizienz bei Standortentscheidung der sozialen Infrastruktur soll
sichergestellt werden.
Beide nicht betroffen.

E3	Verkehrsinfrastruktur
-	Verringerung von Verkehrsbelastungen.

-	Unterstützung leistungsfähiger und attraktiver ÖV-Systeme, insbesondere im Bereich der
Entwicklungs- und Hauptverkehrsachsen.

-	Sicherung leistungsfähiger Verkehrswege.
Alle nicht betroffen.

Diese zentrumsnahe Entwicklung entspricht den Grundintentionen des Sachprogramms im
Hinblick auf eine geordnete Siedlungsentwicklung.
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Würdigung der Übereinstimmung mit den Vorgaben des ROG

Auf Grund der Lage bzw. der Art des Vorhabens sind folgende Ziele und Grundsätze (§2
ROG) relevant bzw. von Interesse:
(1)	Die Raumordnung hat folgende Ziele zu verfolgen:

1.	Die räumlichen Existenzgrundlagen der Menschen für leistbares Wohnen, Arbeiten und
Wirtschaften, sowie eine intakte Umwelt sind nachhaltig zu sichern.
Nicht betroffen.

2.	Die natürlichen Lebensgrundlagen sind zu schützen und pfleglich zu nutzen, um sie für die
Zukunft in ausreichender Güte und Menge zu erhalten. Die Vielfalt von Natur und
Landschaft ist zu erhalten. Gleich bedeutsam sind der Schutz und die Pflege
erhaltenswerter Kulturgüter, Naturgegebenheiten und des Landschaftsbildes. Der freie
Zugang zu Wäldern, Seen, öffentlichen Fließgewässern und sonstigen landschaftlichen
Schönheiten ist zu sichern bzw. anzustreben.
Es wird nicht in wertige Strukturen eingegriffen, weshalb ein Widerspruch dazu nicht
besteht.

3.	Die zum Schutz vor Naturgefahren notwendigen Freiräume sollen erhalten bleiben, wobei
auf bestehende Dauersiedlungs- und Wirtschaftsräume Bedacht zu nehmen ist. Gebiete mit
nutzbarem Wasser- und Rohstoffvorkommen sollen von Nutzungen freigehalten werden,
welche diese Vorkommen beeinträchtigen und ihre Gewinnung verhindern könnten.
Nicht betroffen.

4.	Die Erhaltung einer lebensfähigen bäuerlichen Land- und Forstwirtschaft ist
sicherzustellen.
Nicht betroffen.

5.	Gewerbe, Industrie und Handel sind in ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu sichern
und zu verbessern, wobei einerseits auf die Standorterfordernisse, die verfügbaren Roh-
und Grundstoffe, die Energie und Arbeitsmarktsituation und andererseits auf die
Umweltbeeinträchtigung und die benachbarten Siedlungsgebiete Rücksicht zu nehmen ist.
Nicht betroffen.

6.	Der Tourismus ist unter Berücksichtigung der ökologischen Belastbarkeit und der
wirtschaftlichen Tragfähigkeit des Raums, der Erfordernisse des Landschafts- und
Naturschutzes sowie der vorrangigen Beteiligung der einheimischen Bevölkerung an der
Entwicklung und der Vielfalt der Freizeit der Erholungsbedürfnisse der Gäste, auch durch
die Sicherung geeigneter Flächen zu entwickeln und konkurrenzfähig zu erhalten.
Nicht betroffen.

7.	Das Siedlungssystem soll derart entwickelt werden, dass
a)	die Bevölkerungsdichte eines Raumes mit seiner ökologischen und wirtschaftlichen
Tragfähigkeit im Einklang steht,
Nicht betroffen.

b)	die Versorgung der Bevölkerung in ihren Grundbedürfnissen in ausreichen-dem Umfang
und angemessener Qualität sichergestellt und eine entsprechende Ausstattung mit
Einrichtungen der Daseinsvorsorge, vor allem durch Revitalisierung und Stärkung der Orts-
und Stadtkerne in zumutbarer Entfernung gewährleistet ist,
Die Umwidmung dient der Versorgung mit Wohnungen und steht deshalb in
Übereinstimmung mit diesem Ziel.

c)	räumliche Strukturen geschaffen werden, die eine nachhaltige und umwelt- sowie
Ressourcen schonende Mobilität ermöglichen,
Auf Grund der guten ÖV-Versorgung und auch Erreichbarkeit des Ortskerns mit allen seinen
Einrichtungen ist diesem Ziel Rechnung getragen.

d)	zur Deckung eines ganzjährig gegebenen Wohnbedarfs benötigte Flächen nicht für eine
bloß zeitweilige Wohnnutzung verwendet werden,
Nicht betroffen.

Seite 35 von 418.11.2018



e)	eine bestmögliche Abstimmung der Standorte für Wohnen wirtschaftliche Unternehmen
und öffentliche Dienstleistungseinrichtungen sowie für Erholungsgebiete erreicht wird und
Nicht betroffen.

f)	die Bevölkerung vor Gefährdungen durch Naturgewalten und Unglücksfälle
außergewöhnlichen Umfangs sowie vor Umweltschäden, -gefährdungen und -belastungen
durch richtige Standortwahl dauergenutzter Einrichtungen und durch Schutzmaßnahmen
bestmöglich geschützt wird.
Nicht betroffen.

8.	Die Erhaltung und Entwicklung einer möglichst eigenständigen und nachhaltigen
Energieversorgung ist zu unterstützen.
Nicht betroffen.

9.	Die Grundlagen für die langfristige Entwicklung der Wirtschaft, der Infrastruktur und des
Wohnungswesens sowie für die erforderlichen Strukturanpassungen sind zu sichern und zu
verbessern.
Nicht betroffen.

10.	Für die Bevölkerung in allen Teilen des Landes ist die Herstellung möglichst
gleichwertiger Lebensbedingungen sowie deren Verbesserung durch die Schaffung einer
ausgeglichenen Wirtschafts- und Sozialstruktur und aktiver Maß-nahmen zur Stärkung des
ländlichen Raumes anzustreben.
Nicht betroffen.

(2)	Dabei sind folgende Grundsätze zu beachten:
1.	Haushälterische und nachhaltige Nutzung von Grund und Boden, insbesondere der
sparsame Umgang mit Bauland.

Auf die der Umgebung entsprechende Parzellierung wurde bereits hingewiesen, es ist eine
strukturkonforme und sparsame Grundstücksnutzung gewährleistet.

2.	Vorrang der öffentlichen Interessen vor Einzelinteressen.

Es decken sich hier die gemeindlichen Interessen an einer Siedlungsentwicklung mit den
privaten Interessen an einer Verwertung der Bauflächen.

3.	Vorrang für die Siedlungsentwicklung nach innen und 	Vermeidung von Zersiedelung.

Es ist hier eine Siedlungserweiterung am Ortsrand durch das REK vorgegeben, eine
Zersiedelung liegt nicht vor.

4.	Verstärkte Berücksichtigung der Umweltschutzbelange und entsprechende Wahrnehmung
der Klimaschutzbelange bei der Abwägung ökologischer und ökonomischer Ansprüche an
den Raum, Unterstützung des Natur- und Landschaftsschutzes.

Es wird nicht in wertige Strukturen derartig eingegriffen, dass eine verstärkte
Berücksichtigung von Umweltbelangen erforderlich wäre.

5.	Orientierung der Siedlungsentwicklung an den Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs
und sonstigen Infrastruktureinrichtungen unter Beachtung größtmöglicher Wirtschaftlichkeit
dieser Einrichtungen.

Die Umwidmungsfläche ist ausgesprochen gut ÖV-orientiert und auch die sonstigen
Infrastruktureinrichtungen sind vorhanden.

6.	Entwicklung der Raumstruktur entsprechend dem Prinzip der gestreuten
Schwerpunktbildung und -entwicklung und Erhaltung einer regionalen Identität.
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Es handelt sich hier um eine Weiterentwicklung des Ortskerns, somit wird die
Schwerpunktbildung fortgesetzt.

7.	Aktive Bodenpolitik der Gemeinden für leistbares Wohn- und Betriebsbauland.

Durch entsprechende Vereinbarungen sichert die Gemeinde die ordnungsgemäße
Verwertung der Grundflächen ab.

8.	Sparsame Verwendung von Energie und vorrangiger Einsatz heimischer erneuerbarer
Energieträger.

Nicht betroffen.

9.	Verstärkte Berücksichtigung unterschiedlicher Auswirkungen von Planungen auf Frauen
und Männer, auf Kinder und Jugendliche, auf ältere Menschen sowie auf Menschen mit
Behinderung.

Nicht betroffen.

Würdigung der Übereinstimmung mit den Planungsaussagen des Räumlichen
Entwicklungskonzeptes

Bereits dem Entwicklungsplan ist durch die festgelegten Entwicklungspfeile der Wille zu
einer baulichen Entwicklung zu entnehmen.
In den textlichen Festlegungen ist hier eine kontinuierliche Weiterentwicklung auch der
straßenmäßigen Erschließung vorgegeben, dies wird im Bebauungsplan umgesetzt.
Sonstige Rahmenvorgaben sind nicht getroffen.
Die Übereinstimmung mit dem REK liegt vor.
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Gutachten

Am Ostrand des Ortszentrums, wo auch die Nähe zum Busbahnhof gegeben ist und auch
ansonsten eine ausgesprochen zentrale Lage vorliegt, wurde im REK eine Erweiterung des
Baulandes vorgesehen. Bereits vor längerer Zeit wurde hier eine erste Etappe gewidmet, die
Grundstücke sind zum Teil bereits bebaut, der Restteil ist entsprechend verkauft.
Nunmehr sollen zwei weitere Bauparzellen ausgewiesen werden.
Es gibt, ausgenommen das Thema Bodenschutz, keinerlei Vorbehalte. Im Hinblick auf diese
Wertigkeit ist ganz klar dem Gesichtspunkt der zentralen Lage und der hohen
Baulandeignung Rechnung zu tragen und kann daher dieser Aspekt höher bewertet werden
als jener des Bodenschutzes.

Die Ver- und Entsorgung ist gegeben, dem Erfordernis der kontinuierlichen weiteren
Erschließung ist dem Bebauungsplan zu entnehmen, wo zwischen den beiden gewidmeten
Flächen eine weitere Erschließungsstraße eingeplant ist und somit die Weiterentwicklung
gemäß REK gewährleistet ist.

Zusammenfassend kann demgemäß diese Änderung aus der Sicht der Ortsplanung positiv
beurteilt werden.

Im Hinblick auf die relevanten Gesichtspunkte bezüglich der Versagungsgründe gemäß §75
ROG ist Folgendes festzuhalten:

Zum Thema Übereinstimmung mit Entwicklungsprogrammen des Landes:
Diese Übereinstimmung wurde im Detail weiter oben geprüft und ist gegeben.

Zum Thema Abstimmungen mit Planungen der Nachbargemeinden:
Aufgrund Größe, Lage, Art und Ausmaß der Umwidmungsfläche ist ein Bezug zu Planungen
der Nachbargemeinden nicht gegeben.

Zum Thema Bedachtnahme auf die gegebenen und angestrebten Strukturverhältnisse:
Es wird hier die Einzelhausbebauung fortgesetzt, es ist den gegebenen Strukturverhältnisse
Rechnung getragen.
Die Zielsetzung für die Weiterentwicklung ließe auch eine etwas dichtere Bebauung zu, der
Bebauungsplan ermöglicht jedenfalls auch eine derartige Entwicklungsoption.

Zum Thema Raumordnungsgrundsätze:
Die Überprüfung der Übereinstimmung mit den Raumordnungsgrundsätzen wurde weiter
oben durchgeführt und liegt vor.

Zum Thema ausreichende Interessensabwägung:
Die Interessensabwägung wurde bereits im Rahmen des ortsplanerischen Gutachtens
vorgenommen, es kann hier nachvollziehbar dem Interesse an einer Siedlungsentwicklung
gegenüber den vorliegenden Bodenschutzinteressen der Vorzug gegeben werden.

Reaktion des/r OrtsplanerIn auf die Stellungnahme des Landes zur Vorbegutachtung

Antragsteil 'Gutachten' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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Planauszüge
Änderungsblatt M 1:5000 = Mappenblatt 55,5 x 55,5: Uploaded File: 50336_4729-
5002_06.pdf;

Beiblatt (55,5 x 55,5): Uploaded File: Strobl-Beiblatt-650x650.pdf;
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Vergrößerung - Auszug aus dem Flächenwidmungsplan

: Uploaded File: Laimer-Ortszentrum-Änd-M1-2500.pdf;
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Antragsteil 'Planauszüge' unterschrieben am 19.9.2018 von Poppinger Günther
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